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Die Gewährleistung der Eigenverantwortlichkeit 
durch das Kollegium,

Auch die Organe des Kollegiums (§§ 7 bis 10 MSt) sind 
nicht befugt, in die Vertretung der Interessen des Bürgers 
einzugreifen und dem Anwalt für die Erfüllung seines 
konkreten Auftrags Weisungen zu erteilen. Das Kollegium 
ist jedoch als Ganzes für eine hohe Qualität der Arbeit sei­
ner Mitglieder verantwortlich. Deshalb wurde auch bei der 
Begründung des Gesetzes über die Kollegien der Rechts­
anwälte vom Minister der Justiz gefordert, daß die Kol­
legien stärkeren Einfluß darauf nehmen, daß die Mitglieder 
ihre Aufträge „konsequent, politisch bewußt und mit hoher 
Sachkunde wahrnehmen“5 Diese Verpflichtung ist auch in 
§ 1 Abs. 1 des MSt festgelegt.

Das Kollegium sichert die Erfüllung dieser Verpflich­
tung durch vielfältige Weiterbildungsmaßnahmen sowie 
durch die Förderung des Erfahrungsaustausche und die 
Verallgemeinerung der besten Arbeitsmethoden. Damit 
wird die ständige politische und fachliche Qualifizierung 
der Mitglieder gewährleistet. Je besser dabei die Vorzüge 
des kollektiven Zusammenwirkens, das kollektive Wissen 
und die kollektiven Erfahrungen genutzt werden, um so 
besser wird es gelingen, die Qualität der anwaltlichen 
Tätigkeit im Interesse der rechtsuchenden Bürger weiter 
zu erhöhen.

Das Kollegium schafft durch die Errichtung von Zweig­
stellen (§ 4 MSt) und deren materielle Sicherstellung, ein­
schließlich der Personalkosten, aus den Mitteln des Kol­
legiums die erforderlichen Voraussetzungen für eine quali­
fizierte Ausübung der anwaltlichen Tätigkeit. Es sichert 
jedem Mitglied ein angemessenes Einkommen entspre­
chend seiner Leistung (§ 21 MSt), dadurch wird die mate­
rielle Abhängigkeit vom Auftraggeber beseitigt, und es 
werden die Hemmnisse für eine eigenverantwortliche 
Tätigkeit des Rechtsanwalts weitgehend überwunden.

Das Kollegium gewährleistet die Zusammenarbeit mit 
den Justizorganen, den örtlichen Volksvertretungen und 
ihren Organen sowie den gesellschaftlichen Organisationen 
(§ 1 Abs. 5 des Gesetzes). Es fördert eine aktive gesell­
schaftliche Tätigkeit aller Mitglieder, insbesondere deren 
Beteiligung an der Propagierung des sozialistischen Rechts 
in den Betrieben und Wohngebieten. Damit leisten die 
Rechtsanwälte nicht nur einen Beitrag zur Rechtserziehung 
der Bürger, sondern es entstehen zugleich enge Bindungen 
zur gesellschaftlichen Praxis. Gesellschaftliche Zusammen­
hänge können von den Rechtsanwälten besser erkannt und 
damit zugleich gute Voraussetzungen für die Einordnung 
des Einzelfalls in die gesamtgesellschaftliche Entwicklung 
geschaffen werden. Die eigenverantwortliche Berufsaus­
übung, die hohe Sachkunde und politische Verantwortung 
voraussetzt, wird somit vom jeweiligen Kollegium allseitig 
gefördert und gewährleistet.

Die Verantwortung des Rechtsanwalts 
gegenüber dem Kollektiv

Mißachtet ein Rechtsanwalt seine Pflichten, setzt er sich 
nur ungenügend oder unqualifiziert für die Rechte seines 
Auftraggebers ein oder unterstützt er u. U. sogar gesetz­
widrige Interessen, dann müssen Möglichkeiten für die 
Organe des Kollegiums gegeben sein, künftig ein verant­
wortungsbewußtes Verhalten des Anwalts zu erreichen 
oder sich — bei besonders schwerwiegenden Pflichtverlet­
zungen — von ihm zu trennen. Eigenverantwortung darf 
also keinesfalls mit Unverantwortlichkeit gleichgesetzt 
werden.

Die Verantwortung für eine hohe Qualität der Inter­
essenvertretung besteht sowohl gegenüber dem Auftrag­
geber6 als auch gegenüber dem Kollegium. Dieses hat 
gemäß § 2 MSt auf eine gewissenhafte Erfüllung der Auf­
träge Einfluß zu. nehmen. Das geschieht neben den bereits 
erwähnten Weiterbildungsmaßnahmen durch eine regel­

mäßige Kontrolle der Tätigkeit der Mitglieder, durch Aus­
wertung-von Eingaben der Bürger und durch die Prüfung 
entsprechender Hinweise von Gerichten oder anderen 
Organen.

Unter dem Gesichtspunkt der Eigenverantwortung ist 
festzustellen, daß die Rechtsanwälte, die sich freiwillig zu 
Kollegien zusammengeschlossen haben, bzw. die von 
ihnen gewählten Organe selbst die Kontrolle über die an­
waltliche Tätigkeit ausüben. Eingriffe von außen in diese 
Tätigkeit sind grundsätzlich ausgeschlossen/, soweit nicht 
eine Straftat vorliegt. Auch die Gerichte sind deshalb nicht 
befugt, einen Rechtsanwalt, der eine Pflichtverletzung be­
gangen hat, mit einer Ordnungsstrafe zu belegen (§ 68 
Abs. 3 ZPO). Die Prüfung eines solchen Fehlverhaltens und 
die Festlegung der erforderlichen Maßnahmen obliegt 
allein den Organen des Kollegiums.

Bei der Überprüfung der Tätigkeit der Mitglieder durch 
das Kollegium wird in keiner Weise in die Vertretung der 
Interessen der Mandanten eingegriffen. Es wird vielmehr 
untersucht, ob die Aufträge der Bürger zügig, gewissenhaft 
und mit hoher Qualität erfüllt wurden, ob die Kostenbe­
rechnungen den gesetzlichen Bestimmungen entsprechen 
und ob fremde Gelder unverzüglich weitergeleitet wurden. 
Ergeben sich Pflichtverletzungen, wird der Sachverhalt 
kritisch ausgewertet, und notfalls wird ein Disziplinarver­
fahren eingeleitet. Gute Erfahrungen werden unter Wah­
rung der Verschwiegenheitspflicht gegenüber Auftrag­
gebern den anderen Mitgliedern vermittelt. Nur hinsicht­
lich der Kostenberechnung können die Organe des Kolle­
giums Festlegungen treffen, die das Auftragsverhältnis be­
rühren, weil gemäß § 19 MSt die Gebühren dem Kollegium 
zustehen. So ist es beispielsweise möglich, daß bei einer 
überhöhten Kostenrechnung eine entsprechende Rückzah­
lung an den Auftraggeber veranlaßt wird.

Die Verantwortung des einzelnen Rechtsanwalts gegen­
über dem Kollektiv ist somit ein wichtiger Bestandteil sei­
ner eigenverantwortlichen Berufsausübung. Sie trägt dazu 
bei, die Qualität der anwaltlichen Tätigkeit zu erhöhen und 
die sozialistische Gesetzlichkeit zu festigen.. Je besser es 
gelingt, die Vorzüge des kollektiven Zusammenwirkens 
mit der Eigenverantwortung und Initiative des einzelnen 
Rechtsanwalts zu verbinden, um so besser werden alle An­
wälte den Anforderungen gerecht werden, die sich aus 
dem Gesetz über die Kollegien der Rechtsanwälte der DDR 
und dem auf dessen Grundlage erlassenen Musterstatut er­
geben. 1 2 3 4 5 6 7
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